Wien, Donnerstag den 8. Mai 1884. 


Oeſterreichiſehe 


Zeitſchrift a Verwaltung. 


von Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


XVII. Jahrgang. Nr. 19. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Fränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſen dung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Rei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 


erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. ng 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung — Reclamationen, wenn unverſiegelt, ſind vortofrei, können ſedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


In halt. 


Ueber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Entſcheidungen im 
Civilrechtswege im Sinne des Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes 


über die richterliche Gewalt. Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Beſitzſtörungsklage: Erforderniſſe zum Beſitze einer Durchgangsdienſtbarkeit ſeitens 
einer Gemeinde. 

Die Erwirkung eines gemeindeämtlichen Erkenntniſſes, wodurch Jemandem das 
Befahren eines Weges unterſagt wird, begründet keine Beſitzſtörung. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Ueber die Anfechtung verwaltungsbehördlicher Ent- 


f 

Bezirks⸗ und Gemeindeverbänden, beziehungsweiſe der Verwaltung, unter 
Zugeſtehung einer geſetzlich begründeten Verbindlichkeit der Verwaltung 
zur Maßhaltung. 

Gegenſtand vorliegender Abhandlung ſoll die Unter⸗ 
ſuchung der im Sinne des Alinea 1 ausnahmsweiſe der 
Entſcheidung der Verwaltungsbehörden zugewieſenen Pri⸗ 
vatrechte und der Bedeutung ſein, mit welcher nach Aus⸗ 
tragung dieſer Privatrechte im Verwaltungswege der 
ordentliche Privatrechtsweg betreten werden kann. 

Die der Entſcheidung. der Verwaltungsbehörden exceptionell zu⸗ 
gewieſenen Privatrechte ) werden in der Wiſſenſchaft auch „Adminiſtrativ⸗ 
Juſtizſachen“ genannt. Der Begriff „Adminiſtrativ⸗Juſtizſachen“, den 
Renaud gleichbedeutend mit „adminiſtrativ⸗contentiöſen Sachen“ gebraucht, 
kann auf die im Art 15, Al. 1 des Staatsgrundgeſetzes über die 
richterliche Gewalt gemeinten Privatrechtsſachen nicht angewendet werden 


ſcheidungen im Civilrechtswege im Sinne des Art. 15 und ſchafft, auf dieſe angewendet, Verwirrung. 


des Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt. n 


Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. 


Dem erſten Alinea des Art. 15 des bezog. Staatsgrundgeſetzes: 
„In allen Fällen, wo eine Verwaltungsbehörde nach den beſtehenden 


oder künftig zu erlaſſenden Geſetzen über einander widerſtreitende An⸗ 
ſprüche von Privatperſonen zu entſcheiden hat, ſteht es dem dürch dieſe 
Entſcheidung in ſeinen Privatrechten Benachtheiligten frei, Abhilfe gegen 
die andere Partei im ordentlichen Rechtswege zu ſuchen“, 
Geſetzgeber in dem zweiten Alinea den Satz folgen: 

„Wenn außerdem jemand behauptet, durch eine Entſcheidung 
oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde in feinen Rechten verletzt zu 
ſein, ſo ſteht ihm frei, ſeine Anſprüche vor dem Verwaltüngsgerichtshofe 
im öffentlichen, mündlichen Verfahren wider einen Vertreter der Ver⸗ 
waltungsbehörde geltend zu machen.“ 

Die öſterreichiſche Geſetzgebung hat hiemit beſtimmten, der Cog⸗ 
nition der Verwaltungsbehörden zugewieſenen Privatrechten andere, dem 
Gebiete des öffentlichen Rechtes angehörige Rechte der Perſonen zür 
Seite geſetzt, zu deren Schutz der Verwaltungsgerichtshof angerufen 
werden kann. In letzterer öffentrechtlichen ) Beziehung handelt es ſich 
um geſetzlich umſchriebene Anſprüche der Einzelnen gegenüber dem Staate 
und den vom Staate ihre ſtaatsrechtliche Stellung ableitenden Landes⸗ 

) Ich gebrauche abſichtlich „öffentrechtlich“ ſtatt „öffentlich-recht⸗ 
lich“ oder „öffentlich rechtlich“ aus Gründen der Wortbildung und des 
Wortgebrauches. Etymologiſch foll überall dort die Worteinheit als techniſcher 
Ausdruck für einen wiſſenſchaftlichen Begriff gebraucht werden, wo dies durch orga⸗ 


niſche Wortbildung zuläſſig iſt. Die grammaticaliſche Wortverſchmelzung läßt dieſe 
organiſche begriffliche Wortbildung für den in Rede ſtehenden Begriff in der Wort⸗ 


einheit „öffentrechtlich“ zu, weshalb ich mich für den Gebrauch dieſes Ausdruckes 


entſchieden habe. Der Ausdruck, öffentrechtlich“ (als Gegenſatz zur Worteimheit „privat- 
rechtlich“) wird theils als prädicatives Adjectiv (adverbial), theils als attributives 
Adjectiv gebraucht. Im attributiven Gebrauche declinirt der Ausdruck mit den 


läßt d . : . 
n waltungsbehörden exceptionell zugewieſen jind. 


Von Verwaltungs⸗Contentiöſen oder Verwaltungs- Juüſtizſachen 
nur bei ſolchen Verwaltungsrechtsſachen geſprochen werden, für 
welche das Staatsgrundgeſetz im Art. 15, Al. 2 den Spruch des 
Verwaltungsgerichtshofes ſichert, ünd welche von denjenigen Ver⸗ 
waltungsſachen unterſchieden werden müſſen, in denen die Verwaltungs⸗ 
behörden nach freiem Ermeſſen vorzugehen berechtigt find. 

Die Rechtsanſprüche des Art. 15, Al. 1 find Privatrechts⸗ 
anſprüche und das Geſetz hat jene Privatrechte gemeint, die außerhalb 
des bürgerlichen Geſetzbuches geordnet And der Jurisdiction der Ver⸗ 
Die exceptionell ein⸗ 
tretende Jurisdiction der Verwaltungsbehörden in Privatrechtsſachen 
beſteht auf beſtimmten, im Verlaufe darzuſtellenden Rechtsgebieten, weil 
die Angelegenheiten der Amtswirkſamkeit der Verwaltungsbehörden in 
ihrer ungezählten Mannigfaltigkeit nicht ſelten derart geſtaltet ſind, 
daß beim Ineinandergreifen von Angelegenheiten des Verwaltungsrechtes 


und des Privatrechtes die cumulirten Privatrechte ohne Nachtheil nicht 


ausſcheidbar ſind, und durch die Verwaltüngsjudicatur Aber erſtere An⸗ 
gelegenheiten letztere mitberührt werden müſſen. 

Deshalb müſſen auch, wenn Angelegenheiten des Verwaltungs⸗ 
rechtes und des Privatrechtes ſo in einander greifen, daß vor oder bei 


| Genus⸗ und Caſusendungen des beſtimmten Artikels (ſtark), wenn ihm kein Be⸗ 
„ſtimmungswort mit ſtarker Biegung vorausgeht; geht dem Ausdrucke „öffent⸗ 


rechtlich“ im attributiven Gebrauche aber ein denſelben beherrſchendes Beſtim⸗ 
mungswort ſtarker Biegung voraus, ſo declinirt es ſchwach. Alſo: öffentrechtlicher 
Titel, aus öffentrechtlichem Titel u. dgl.; oder der öffentrechtliche Titel, aus 
anerkanntem öffentrechtlichen Titel, während der vermiedene Doppelausdruck bei⸗ 
ſpielsweiſe in letzterer Flexion hieße: „aus anerkanntem öffentlich rechtlichen Titel“, 
wobei der beſtimmende Theil des Doppelausdruckes adverbiale Function annehmen 
muß und zur Sprachhärte führt, welche noch ſchlimmer wäre, wenn etwa beide 
Theile des Doppelausdruckes in ſolcher Flexion ſchwach gebraucht würden. 

2) Vergl. Pratobevera (Materialien 1815, I. p. 24); Bayer, Vorträge 
1856, p. 48; Renaud, d. Civilproceß⸗R. 1867, p. 4; Endemann, d. Civil⸗ 
proceß⸗R. 1868, p. 10; Menger, Civilproceß⸗R. 1876, Bd. I, p. 224. 


der Thatbeſtandserhebung und Verhandlung durch die Verwaltungs- 
behörde die Grenzlinie zwiſchen Verwaltungsrechtsangelegenheiten und 
Privatrechtsangelegenheiten gezogen werden kaun, und der privatrecht⸗ 
liche Klagegrund aus dem cumulirten öffentrechtlichen Klagegrunde 
ohne Nachtheil ausſcheidbar iſt, die in Streit gezogenen Privat⸗ 
rechte, ohne daß ſie der Verwaltungsjudicatur unterzogen werden dürfen, 
auf den ordentlichen Privatrechtsweg verwieſen werden. In der Weiſe 
cumulirte Privatrechte bilden auch keinen Gegenſtand der vorliegenden 
Abhandlung, weil es ſich bei denfelben um die Abgrenzung der ver— 
waltungsbehördlichen und civilgerichtlichen Zuſtändigkeit handelt, die 
vor und nach dem Erlaſſe des Art. 15, Al. 1 von zwingender 
Natur erſcheint und die von den Verwaltungsbehörden und den ordent— 
lichen Civilgerichten von Amtswegen wahrgenommen werden muß.“) 
Auch diejenigen, der Verwaltungsjudicatur unterworfenen Privatrechte, 
bezüglich welcher ſchn vor und unabhängig von Art. 15 des 
Staatsgrundgeſetzes über die richterliche Gewalt nach der Entſcheidung 
der Verwaltungsbehörde die Correctur derſelben in privatrechtlicher 
Hinſicht durch das Betreten des Privatrechtsweges aus dem Geſetze 
bereits geſtattet iſt, bilden keinen Gegenſtand dieſer Abhandlung. 
Gegenſtand dieſer Abhandlung ſind die mit einer Verwaltungs⸗ 
rechtsſache cumulirten Privatrechte, für welche die Corrigirbarkeit ver- 
waltungsbehördlicher Entſcheidungen in privatrechtlicher Beziehung erſt 
durch Art. 15, Al. 1 geſetzlich gewährleiſtet iſt, und welche das Geſetz 
der verwaltungsbehördlichen Cognition deshalb unterwirft, weil die 
Ausſcheidung der cumulirten Privatrechte aus der Verhandlung auf die 
Austragung der Angelegenheit des öffentlichen Rechtes hemmend wirken 


würde. Weil aber die Privatrechtsſphäre der im Verwaltungsproceſſe weile das Recht wie fein eigenes auszuüben. 


betheiligten Parteien nicht mehr, als öffentrechtlich geboten iſt, 
beſchränkt werden ſoll, geſtattet das Staatsgrundgeſetz die Ausſcheidung 
der Privatrechtsſtreitfrage nach Eutſcheidung der Verwaltungsbehörde 
und räumt den Parteien die Befugniß ein, auch in jenen Fällen Ab⸗ 
hilfe gegen einander vor dem ordentlichen Richter zu ſuchen, wo dieſe 
Befugniß im Geſetze nicht ausdrücklich eingeräumt iſt. 

Eine andere rechtliche Bedeutung kann Art. 15, Al. 1 nicht 
haben. Die Entſcheidung der Verwaltungsbehörde in öffentrechtlicher 
Beziehung, die eigentliche Verwaltungsmaßregel ſelbſt, durch welche 
Entſcheidung über die cumulirten Privatrechte mitentſchieden worden iſt, 
kann keinen Gegenſtand einer civilgerichtlichen Eutſcheidung bilden. 

Nach dem Sinne und Wortlaute des Art. 15, Al. 1 („über 
einander widerſtreitende Auſprüche von Privatperſonen“, vergl. hiezu 
den Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes) iſt zur Klage vor dem ordent⸗ 
lichen Civilrichter die eine Verwaltungsproceßpartei gegen die andere 
Verwaltungsproceßpartei berechtiget. In formaler Beziehung muß die 
Privatſtreitſache im Verwaltungswege rechtskräftig allsgetragen fein, 
widrigens die Correctür im ordentlichen Privatrechtswege nicht zuläſſig 
iſt, da beim Nichtvorhandenſein dieſer Vorausſetzung der Civilrichter 
die bei ihm angebrachte Klage abweiſen müßte, oder, wenn er ſie an⸗ 
nähme, das darüber eingeleitete Civilrechtsverfahren nichtig wäre.“ 

Die Privatrechte, für welche die Corrigirbarkeit ver— 
waltungsbehördlicher Entſcheidungen in privatrechtlicher Be— 
ziehung erſt durch Art. 15, Al. 1 des Staatsgrundgeſetzes 
über die richterliche Gewalt geſetzlich gewährleiſtet iſt, können 
nach dem Titel ihrer Exiſtenz und nach der Art ihrer Geltendmachung 
geſchieden werden in: 

1. Privatrechte aus Delicten, die vor den Verwaltungsbehörden 
im Adhäſionsverfahren geltend gemacht werden können; 

2. Privatrechte aus Verträgen, bei deren vorläufiger Geltend⸗ 
machung im Verwaltungsinſtanzenzuge die Stadien des Erweiſungs⸗, 
Erkenntniß⸗ und Vollſtreckungsverfahrens platzgreifen; 

3. andere Privatrechte, welche wegen des ihnen innewohnenden 
öffentrechtlichen Charakters dem Verwaltungsinſtanzenzuge in allen drei 
Stadien des Verfahrens vorbehalten ſind. 


(Fortſetzung folgt.) 


8) 8 53 Miniſterialverordnung vom 19. Jänner 1853 (Einrichtung der 
Bezirksämter); $ 1 Civiljurisdictions⸗Norm; Beſchluß des oberſten Gerichtshofes 
vom 11. Juli 1872, Z. 6948, mitgetheilt v. Mayerhofer, Bd. I 1880, p. 706; 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes, Budw. 1242. 

5) Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 4. Juni 1876, 3. 3373. 
(Unger, Glaſer 6084.) 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Beſitzſtörungsklage: Erforderniſſe zum Beſitze einer Durchgangs⸗ 
dienſtbarkeit ſeitens einer Gemeinde. 

Mittelſt der Klage de praes. 28. November 1882, 3. 11.139, 
belangte die Gemeinde Stockau, vertreten durch den Vorſteher J. H., 
den M. Sch., Beſitzer der Wirthſchaft Nr. 31 in Heiligenkreuz, in 
possessorio summarissimo wegen Störung der Gemeinde Stockau im 
Beſitze des Durchgangsrechtes durch den Hofraum der Wirthſchaft Nr. 31 
in Heiligenkreuz. 

Das k. k. Bezirksgericht in Plan wies mit Beſcheid vom 9. März 
1883, 3 2117, die Klage aus nachſtehenden, den Sachverhalt klar⸗ 


legenden Gründen ab: 


Nach den Klagsangaben ſind die Gemeindemitglieder von Stockau 
ſeit undenklichen Zeiten durch den Hofraum der jetzt dem Geklagten 
gehörigen Wirthſchaft gegangen und haben hiemit den Beſitz des Fuß- 
ſteigrechtes daſelbſt erlangt. Am 1. November 1882 hat der Geklagte 
die hintere Thür ſeines Hofraumes zugenagelt und hiedurch die Ge— 
meinde Stockau im Beſitze ihres Fußſteigrechtes geſtört. Damit die 
klagende Gemeinde in dieſem Proceſſe obſiegen könnte, müßte ſie über 
den Widerſpruch des Geklagten beweiſen, daß ſie ſich wirklich im Be⸗ 
ſitze des Fußſteigrechtes befinde. Nun iſt gemäß § 309 a b. G. B. 
zum Beſtande des Beſitzes nothwendig: 1. die geſetzlich genannte Inne⸗ 
habung, die thatſächliche Herrſchaft über die Sache oder das Recht, 
und 2. der Wille, die Sache wie die feine zu behandeln, beziehungs⸗ 
Somit müßte die 
Gemeinde beweiſen, daß dieſe beiden Momente auf ihrer Seite in 
Bezug auf das ſtrittige Durchgangsrecht vorhanden ſind, beziehungsweiſe 
vor der am 1. November 1882 angeblich erfolgten Störung vorhanden 
waren. Ad 1. Bezüglich des erſten Momentes hat der Geklagte zu⸗ 
geſtanden, daß Stockauer Gemeindeinſaſſen in den letzten 19 Jahren 
durch den Hofraum des jetzt ihm gehörigen Wirthſchaftshofes gegangen 
ſind. Hiemit wäre die Innehabung auf Seite der Stockauer Gemeinde⸗ 
inſaſſen bewieſen (§ 107 a. G O.), aber immer noch nicht auf Seite 
der Gemeinde ſelbſt. Die Entſcheidung über dieſe Frage hängt mit dem 
zweiten Beſitzerforderniſſe zuſammen und ſoll bei der Erörterung des⸗ 
ſelben erfolgen. Ad 2. Perfonen, die einen Beſitz erwerben wollen, 
müſſen den hiezu erforderlichen Willen haben. Der Beſitzwille documen⸗ 
tirt ſich leicht bei phyſiſchen Perſonen, bei juriſtiſchen Perſonen iſt der 
Beſitzwille der Repräſentauten maßgebend (SS 311 und 337 a. b. G. B.). 
Die Gemeinde wird durch den Ausſchuß als beſchließendes und über⸗ 
wachendes, und durch den Vorſteher als verwaltendes und vollziehendes 
Organ repräſentirt; nur dieſe Organe können und müſſen den Beſitz⸗ 
willen faſſen und haben (S 12 Gem. Gef. und SS 30 und 51 Gem. 
Ordn.). Daß die hiezu competente Gemeinderepräſentanz den Beſitzwillen, 
für die Gemeinde Stockau das Recht des Durchganges durch den Hof⸗ 
raum der Wirthſchaſt Nr. 31 in Heiligenkreuz wie ihr eigenes aus⸗ 
zuüben, jemals documentirt hätte, wird von der Klägerin gar nicht 
erwieſeu, ja nicht einmal behauptet, daß der Gemeindeausſchuß von 
Stockau jemals vor der erfolgten Beſitzſtörung irgendwelchen Beſchluß 
gefaßt hat, der ſich auf die behauptete Durchgangsdienſtbarkeit beziehen 
würde. Es wird von der Klägerin darauf hingewieſen, daß die Gemeinde⸗ 
inſaſſen von Stockau den Willen hatten, die Dienſtbarkeit des Durch⸗ 
ganges für die Gemeinde auszuüben, und daß einzelne Gemeindevorſteher 
„im Bewüßtſein“ durch den genannten Hofraum gingen, daß der 
ſtrittige Durchgang ihrer Gemeinde gehöre, und daß ſie nur als Gemeinde⸗ 
mitglieder von Stockau das Recht haben, durchzugehen, und daß die 
Gemeinde ſie in dieſem Rechte ſchützen würde, wenn ſie die Beſitzer 
des Hojes Nr. 31 in Heiligenkreuz daran gehindert haben würden. 
Dieſe und noch andere Anführungen reichen noch nicht hin, den Beſitz⸗ 
willen der klagenden Gemeinde zu ſubſtantiiren. Es iſt wohl zuläſſig, 
daß der Gemeinderepräſentant ſich bei Beſitzergreifung durch andere 
Perſonen vertreten laſſe, es können wohl die Gemeindemitglieder im 
Auftrage oder mit nachfolgender Genehmigung der Gemeinderepräſentanz 
den Apprehenſionsact für die Gemeinde vornehmen. Iſt aber im vor⸗ 
liegenden Falle ein hiezu nöthiger Auftrag oder eine nachträgliche 
Genehmigung des Ausſchuſſes erfolgt? Dies kann von der Klägerin 
nicht einmal behauptet, geſchweige denn erwieſen werden. Wenn aber 
ſchon der von der Klägerin behauptete Wille der Stockauer Gemeinde⸗ 
mitglieder, für die Gemeinde Stockau den Beſitz des Durchgangsrechtes 


zu erwerben, und das oben angedeutete Bewußtſein der betreffenden 
Gemeindevorſteher bei ihrem Durchgehen durch den Hofraum des Ge⸗ 
klagten zum Erwerbe des Beſitzes des ſtrittigen Durchgangsrechtes 
genügen ſollte, ſo ſind dieſe Momente von der Klägerin nicht erwieſen. 
Denn der Wille läßt ſich nur durch concludente Handlungen nachweiſen 
und die Klägerin führt nicht eine einzige Handlung oder Thatſache an, 
aus der hervorgehen ſollte, daß die einzelnen Gemeindemitglieder, die 
hin und wieder durch den Hof der Wirthſchaſt Nr. 31 in Heiligen⸗ 
kreuz gingen, immer den Willen und die Abſicht hatten, das Fußſteig⸗ 
recht für die Gemeinde Stockau und nicht für ſich ſelbſt auszuüben. 
Ebenſo verhält es ſich mit dem behaupteten Bewußtſein der Gemeinde⸗ 
vorſteher J. Sch., J. H. und A. B. Ueber das Bewußtſein allein 
können dieſelben als Zeugen nicht einvernommen werden, da es keine 
Thatſache iſt und deren concludente Handlungen in dieſer Beziehung 


8) 


Satze vorkommenden Ausdrucke „unredliche Mitglieder“ nur Solche 
unredliche Gemeindeglieder verſtanden werden können, welche im Namen der 
Gemeindemitglieder als Machthaber handeln, weil nur durch deren 
Handlungen die Gemeindeglieder, beziehungsweiſe die Gemeinde berech⸗ 
tigt und verpflichtet werden kann. 

Mit Decret vom 19. September 1883, Z. 10.850, hat der 
k. k. oberſte Gerichtshof den außerordentlichen Reviſionsrecurs der 
klagenden Gemeinde bei Abgang der Erſorderniſſe des Hofdecretes vom 
15. Februar 1833, J. G. S. Nr. 2593, verworfen.“) Jur. Bl. 


Die Erwirkung eines gemeindeämtlichen Erkenntniſſes, wodurch 
Jemandem das Befahren eines Weges unterſagt wird, begründet 
keine Beſitzſtörung. 


Die Klage des A. wieder B. wegen Störung im Beſitze einer 


werden gar nicht angeführt (88 104, 138, 129 a. G. O.). Der Wegſervitut wurde auf die Thatſache baſirt, daß der Geklagte bei 


Umſtand, daß die Stockauer Gemeindemitglieder A. Sch. und J. D. 
ſich über die Zunagelung der hinteren Hofraumsthüre am 1. November 


1882 beim Gemeindevorſteher beſchwert und der Gemeindeausſchuß 


ſodann beſchloſſen hat, zu klagen, iſt für dieſen Rechtsſtreit unentſchei⸗ 
dend, weil dieſe allenfalls coueludenten Handlungen erſt nach der an⸗ 
geblichen Beſitzſtörung erfolgten und nicht beweiſen, daß ſchon vor dem 
1. November 1882 irgendwelche den Beſitzwillen der Gemeinde Stockau 
an ſich tragende Handlungen erfolgt find, Da ſonach weder der Beſtitz⸗ 
ergreifungsact der Stockauer Gemeinderepräſentanten, noch der Wille 
der Gemeindemitglieder, den Beſitz des Durchgangsrechtes nicht für ſich, 
ſondern für die Gemeinde Stockau, reſp. deren Repräſentanten als ſolche 
auszuüben, noch ein Verhältniß zwiſchen den Gemeindemitgliedern, die 
hier eigentlich den Beſitzergreifungsact vorgenommen und den competenten 
Gemeinderepräſentanten vorliegt, welches dieſer Willensbethätigung 
die beabſichtigte Wirkung ertheilt (Auftrag oder Genehmigung), jo 


hat die Gemeinde Stockau als ſolche keinen Beſitz des Durch⸗ 
gangsrechtes erlangt und es mußte daher die Klage abgewieſen 
werden. Wenn es auch im praktiſchen Leben bei der juriſtiſchen 


Perſon mit mehr Schwierigkeiten verbunden iſt, den erlangten Be⸗ 
ſitz nachzuweiſen, weil die Erlangung des Beſttzes durch ſie mit 
mehr Förmlichkeiten verbunden iſt, als es bei der phyſiſchen Perſon 
der Fall iſt, ſo fordert doch das Geſetz von der juriſtiſchen Perſon 
den Nachweis ganz gleicher Momente zum Beſitzerwerbe, wie bei der 
phyſiſchen Perſon; daß aber die Beiſchaffung aller Momente für eine 
juriſtiſche Perſon unmöglich wäre, kann nicht behauptet werden; anderer⸗ 
ſeits wäre es vorliegend für den Beſitzer der Wirthſchaft Nr. 31 in 
Heiligenkreuz und des zugehörigen Hofraumes eine wirklich ungerecht 
fertigte ſchwere Laſt, wenn er ſich in Folge des mehrjährigen Durch⸗ 
gehens von einzelnen Stockauer Gemeindemitgliedern, das vielleicht ſtets 
nur wegen der Bekanntſchaft des jeweiligen Hofbeſitzers mit den durch 
ſeinen Hofraum gehenden Stockauern geduldet wurde, nunmehr den 
Durchgang als einen gegenüber der Gemeinde Stockau ſozuſagen öffent⸗ 
lichen gefallen laſſen müßte. 

Ueber den Recurs der klagenden Gemeinde, in welchem betont 
wird, daß man bei der Frage nach dem Erwerbe des Beſitzes ſeitens 
einer Gemeinde auf den Unterſchied zwiſchen Gemeindegut, worunter 
vorliegend der ſtrittige Fußſteig zu zählen iſt, und Gemeindevermögen 
und auf die Verſchiedenheit der Erforderniſſe zum Beſitzerwerbe beim 
Gemeindegute und Gemeindevermögen Bedacht nehmen muß, hat das 
k. k. Oberlandesgericht Prag nach Einholung der Wohlmeinung des 
böhmiſchen Landesausſchuſſes in Betreff der Zuſtändigkeit des Gerichtes 
zur Entſcheidung dieſer Angelegenheit und in Uebereinſtimmung mit der 
mit Note vom 27. Juni 1883, 3. 21.397, bekanntgegebenen An⸗ 
ſchauung des Landesausſchuſſes mit der Entſcheidung vom 18. Juli 1883, 
3. 19.788, den erſtrichterlichen Beſcheid unter Feſthaltung der richtigen, 
ſach⸗ und geſetzmäßigen Entſcheidungsgründe mit dem Anhange beſtätigt, 
daß nicht abzuſehen iſt, wienach ſür den Erwerb des Beſitzes eines 
Rechtes, das ſich als Gemeindegut darſtellen würde, andere Momente 
maßgebend wären, als für den Erwerb des Beſitzes von Gemeinde— 
vermögen bildenden Rechten und Sachen, da das Geſetz in Anſehung 
der Erwerbung des Beſitzes von Sachen und Rechten ſeitens einer 
Gemeinde zwiſchen Gemeindevermögen und Gemeindegut nicht unterſcheidet 
und hiemit auch die Beſtimmung des §S 337 a. b. G. B. im Einklange ſteht, 
wonach der Beſitz der Gemeinde nach der Redlichkeit oder Unredlichkeit der 
im Namen der Mitglieder handelnden Machthaber, alſo der Repräſen⸗ 
tanten der Gemeinde, zu beurtheilen iſt und unter dem im folgenden 


dem betreffenden Gemeindeamte ein Erkenntniß erwirkt hatte, wodurch 
Kläger eines Feldfrevels ſchuldig erkannt und ihm das Fahren über 
die Wieſe des Geklagten unterſagt worden war, 

Nachdem eine. erſtinſtanzliche Vorentſcheidung, mit welcher die 
Klage wegen Unzuſtändigkeit des Gerichtes a limine zurückgewieſen worden, 
vom Oberlandesgerichte aufgehoben worden war, wurde das Klage— 
begehren in erſter und zweiter Inſtanz abgewieſen, und zwar vom 
k. k. Oberlandesgerichte Graz mit Entſcheidung vom 7. März 1883, 
8. 3038, 

in Erwägung, daß §8 339 a. b. G. B. nur eigenmächtige 
Störungen des Beſitzes zum Gegenſtande hat, in dem Vorgehen des 
Geklagten, welcher ſich an das Gemeindeamt gewendet und bei dem⸗ 
ſelben wegen des ihm durch die Kläger angeblich widerrechtlich zuge⸗ 
fügten Schadens Abhilfe geſucht hat, keineswegs eine Eigenmächtigkeit 
erblickt werden kann, und 

in Erwägung, daß der Kläger, inſoferne er ſich durch die 
erwirkte gemeindeämtliche Entſcheidung in ſeinem rechtlichen Intereſſe 
verletzt erachtete, zum Schutze desſelben auf andere geſetzliche Rechts⸗ 
mittel, als die Beſitzſtörungsklage angewieſen war. 

Der k k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 29. Mai 
1883, 3. 6252, in Erwägung, daß das fragliche Einſchreiten des 
Geklagten, wenn es als grundlos zu erkennen, auf die Ausübung des 
Rechtes des Klägers keinen Einfluß üben kann; 

in Erwägung, daß hiegegen, wenn die Art der Ausübung der 
Weggerechtigkeit im Sinne des den Schutz des Feldgutes betreffenden 
Geſetzes eine Uebertretung begründe, für dieſelbe der gerichtliche Schutz 
nicht angeſprochen werden könne; 

in Erwägung, daß hiernach das fragliche Einſchreiten des Ge⸗ 
klagten nicht geeignet erſcheint, die Grundlage einer Beſitzſtörungsklage 
zu bilden, den außerordentlichen Reviſionsrecurs des Klägers zurück⸗ 
gewieſen. Ger.⸗H. 


Geſetze und Verordnungen. 
1883. I. Semefter. 


Ceutralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch-ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 1. Ausgeg. am 4. Jänner. 
Abdruck von Nr. 180 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 181 R. G. Bl. 
Nr. 2. Ausgeg. am 6. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 22. December 1882, Z. 42.634, 
an die zur Theilnahme in der Eiſenbahntarif⸗Enquste berufenen Handels⸗ und 
Gewerbekammern und ſonſtigen Corporationen, betreffend die Bildung einer 
Gruppe IX für allgemeine Fragen. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 24. December 1882, Z. 42.163, 
an die Direction der Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn, betreffend die Anwendung 
von Intercommunications⸗Signalen bei den ſchnellfahrenden Zügen. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für mehrere Eiſenbahn⸗ 
linien in Mähren. 30. November Z. 38.990. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Fortſetzung 
der projectirten Bahnlinie Biſtritz⸗Wallachiſch⸗Meſeritſch bis zu einem Punkte der 
k. k. priv. Oſtrau⸗Friedlander Eiſenbahn. 10. December. Z. 36.306. 


) Vgl. dagegen deſſen Entſcheidung vom 11. März 1863, 3. 1610 
(Nr. 1675 Sammlung Glaſer⸗Unger⸗Walther). 


Nr. 3. Ausgeg, am 9. Jänner. 


Nr. 4. Ausgeg. am 11. Jänner. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Iſchl zum Wolfgangſee zwiſchen Strobl und St. Wolfgang und für eine 
Zahnradbahn (Syſtem Riggenbach) von Fürberg am Wolfgangſee auf die Spitze 
des Schafberges. 13. December. Z. 40.294. 

Conceſſionsertheilung zum Baue und Betriebe einer neuen Pferdebahnlinie 
in Prag. 18. December. Z. 35.840. 

Nr. 5. Ausgeg. am 13. Jänner. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn 
von Nagy⸗Kikinda bis Pancsova mit einer Abzweigung von Werſetz bis Szabadka. 
6. November. Z. 34.994. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vieinal⸗ 
eiſenbahn von Nagy⸗Szalonta bis Gyanta. 1. December. Z. 39.564. H. M. 
3. 41.548. ; 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Eiſenbahn von Szekely⸗Udvarhely bis Tölgyes. 5. December. Z. 39.777. H. M. 
3. 41.995. 

Nr. 6. Ausgeg. am 16. Jänner. 

Aufhebung der Conceſſion für die Schleppbahn von der Station Unter⸗ 
Bautzen der Böhmiſchen Commercialbahnen in die dortige Zuckerfabrik. 28. De⸗ 
cember. Z. 42.639. 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal⸗ 
ſpurige Localbahn von Karlsbad nach Rakonitz nebſt Varianten. 20. December. 
3. 38.662. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Localbahn von der Station Proßnitz der Mähriſch⸗Schleſiſchen Nordbahn nach 
Mähriſch⸗Trübau. 22. December. Z. 39.350. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn 
von Nädasd, eventuell von Ozd bis Erlau und von Füzes⸗Abony bis Karczag. 
5. December. Z. 38.490. H. M. Z. 41.996. 

Nr. 7. Ausgeg. am 18. Jänner. 


Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Local⸗ 
bahn von Zadworze nach Podhajce. 13. December. Z. 37.685. 1 

Friſterſtreckung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Locomotiv⸗ 
eiſenbahn von Karlsbad nach Johann⸗Georgenſtadt. 13. December. Z. 39.964. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Localbahn 
von Pöltſchach oder Ponigl über Sauerbrunn-Rohitſch nach Markt⸗Rohitſch. 
18. December. Z. 41.099. 

Nr. 8. Ausgeg. am 20. Jänner. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Vicinal⸗ 

eiſenbahn von Szt. Gotthard bis Pinkafeld. 17. December. Z. 41.778. H. M. 


3. 43.385. 
* Nr. 9. Ausgeg. am 23. Jänner. 


Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Jänner 1883 womit 
für Februar 1883 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung von 
Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Nr. 10. Ausgeg. am 25. Jänner. 

Abdruck von Nr. 2 R. G. Bl. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 14. Jänner 1883, Z. 1270, 
an die k. k. Direction für Staatseiſenbahubetrieb in Wien, ferner an die Ver⸗ 
waltungen der Südbahn⸗Geſellſchaft, Oeſterr. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft und 
Ungariſchen Weſtbahn, betreffend die Geſtattung des Eiſenbahntransportes des 
Sprengmittels „Rhexit II“ aus der Fabrik von Borckenſtein u. Comp. auf den 
ungariſchen Eiſenbahnen. 

Nr. 11. Ausgeg. am 27. Jänner. 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Fortſetzung 
der Kremſierer Eiſenbahn von Zborowitz zum Anſchluſſe an die von der k. k. 
priv. Oeſterr. Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft angeſtrebten Verbindungslinien in 
Mähren. 2. Jänner. Z. 36.305 ex 1882. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine als Straßen⸗ 
bahn auszuführende Localbahn von der Station Floridsdorf der projectirten 
Straßenbahn Wien⸗Pillichsdorf nach Groißenbrunn. 22. December. Z. 39.508. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn 
von einem zwiſchen Sillein und Jablunkau gelegenen Punkte der Kaſchau⸗Oder⸗ 
berger Eiſenbahn an die ungariſch⸗galiziſche Landesgrenze in der Richtung gegen 
Saybuſch. 1. December. Z. 39.554. H. M. Z. 1124 ex 1883. 
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Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal⸗ 
ſpurige Eiſenbahn von Torbägy, eventuell von Bia über Paty bis Tokod. 21. De⸗ 
cember. Z. 41.840. H. M. 8. 1125 ex 1883. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Secundär⸗ 
eiſenbahn von Tapolesany bis Bilice. 21. December. Z. 42.267. H. M. 
3. 1122 ex 1883. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterr.⸗ung. Eiſen⸗ 
bahnen. 24. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahn⸗ 
verwaltungen vom 13. Jänner 1883, Z. 1056, betreffend den Eiſenbahntransport 
der Sprengmittel „Arlberger Kieſelguhr⸗Dynamit Nr. I und II“ aus der Fabrik 
zu St. Chriſtof am Arlberge. 


Nr. 12. Ausgeg. am 30. Jänner. 
Erſtreckung des Termines für die Bauvollendung und Inbetriebſetzung 
der Localbahn von Potſcherad nach Wurzmes. 19. Jänner. Z. 233. 
Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Eiſenbahn 
von Neuſohl bis Liptö⸗Szentmiklos. 17. December. 8. 41.607. H. M. Z. 43.546. 


Nr. 13. Ausgeg. am 1. Februar. 


Nr. 14. Ausgeg. am 6. Februar. 
Geſchäftsordnung für den Staatseiſenbahnrath. 23. December. H. M. 
3. 2050. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Finanz⸗Landesdirector in Zara 
Richard Beden taxfrei das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe der niederbſterreichiſchen Finanz⸗ 
procuratur Dr. Philipp Ritter von Pohl den Titel und Charakter eines Hof⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben die bei der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur 
erledigte Oberfinanzrathsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes 
bekleideten Finanzrathe derſelben Dr. Franz Ritter von Pollak verliehen. 

Seine Majeſtät haben die beim Hauptzollamte in Prag erledigte Ober⸗ 
finanzrathsſtelle dem Finanzrathe und Zolloberamts⸗Vicedirector des Wiener 
Hauptzollamtes Joſeph Pöſchl verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Baurathe Karl Pompe in Laibach anläßlich 
deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Oberbaurathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanz⸗Obercommiſſär Franz Mais taxfrei 
den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Normal⸗Aichungs⸗ 
commiſſion Anton Ritter von Henriquez anläßlich deſſen Penſtonirung taxfrei 
den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten im Finanzminiſterium 
Johann Purgay anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines Rechnungsrathes 
taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Obercommiſſar Ferdinand Wo⸗ 
biſch den Titel und Charakter eines Finanzwach⸗Oberinſpectors verliehen 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Miniſterial⸗Viceſecretär in dieſem Miniſterium Leopold Grafen Kuenburg zum 
Bezirkshauptmanne in Böhmen ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Franz Cumar zum 
Rechnungsrathe der Trieſter Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Evidenzhaltungs⸗Obergeometer Adolph Zabel 
zum Evidenzhaltungs⸗Oberinſpector zweiter Claſſe für Steiermark ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptſteueramtscontrolor Alexander Bonne 
zum Hauptſteuereinnehmer der küſtenländiſchen Finanzdireetion ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Alois Häusler zum 
Rechnungsrathe bei der Finanz⸗Landesdirection in Prag ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Viceforſtmeiſter Julius Krutter der Forſt⸗ 
und Domänendirection in Görz zum Forſtmeiſter bei der Direction der Güter 
des Bukowinaer griechiſch⸗orientaliſchen Religionsfondes in Czernowitz ernannt. 


Erledigungen. 


Directorsſtelle an der Landes⸗Krankenanſtalt in Brünn mit 2000 fl. Ge⸗ 
halt, Activitätszulage von 210 fl. nebſt Naturalwohnung und Beheizung, bis 
Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 100. 

Bezirkscommiſſärsſtellen in der neunten, eventuell Statthalterei⸗Concipiſten⸗ 
ſtellen in der zehnten Rangsclaſſe bei der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei, 
bis Mitte Mai. (Anitsbl. Nr. 101.) 

Kanzleiofficialsſtelle bei der k. k. Berghauptmannſchaft in Wien mit der 
zehnten Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 105.) 

Hilfsämteradjunctenſtelle mit Titel „Archivar“ in der neunten Rangsclaſſe 
bei der k. k. Statthalterei für Böhmen, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 105.) 


SEE” Hiezu als Beilage: Bogen 5 und 6 der Er⸗ 
kenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. SEE 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


